
liegt, nicht gehörig beaufsichtigt und dieser wegen der 
Vernachlässigung der Aufsichtspflicht eine mit Strafe 
bedrohte Handlung begeht. Unzweifelhaft hat die 
Angeklagte ihre aus der elterlichen Sorge sich ergebende 
Aufsichtspflicht dadurch schwer und gröblich verletzt, 
daß sie nicht, wie es die gehörige Beaufsichtigung ver­
langt, ihren Sohn, den Mitangeklagten, von der von 
ihm begangenen strafbaren Handlung zurückgehalten 
hat. Weiter heißt es jedoch in der Vorschrift des § 139 b 
StGB, daß die angeführte Bestimmung nicht eingreift, 
soweit in sonstigen Vorschriften eine andere Strafe an­
gedroht ist. Würde man die Rechtssätze des § 139 b 
StGB zusammenhanglos, ohne Beachtung der Vor­
schrift des § 7 JGVO betrachten, würde man zwangs­
läufig zu dem Ergebnis kommen, daß die Bestimmung 
des § 139 b StGB lediglich sekundären Charakter hat 
und anderen, auch milderen Vorschriften, z. B. § 361 
Nr. 9 StGB, dessen Voraussetzungen im vorliegenden 
Falle erfüllt sein würden, zu weichen hat.

Ein derartiges nach § 139 b StGB systematisch rich­
tiges Ergebnis wird der gesellschaftsgefährdenden Be­
deutung der Vernachlässigung der Aufsichtspflicht, die 
die Vorschrift des § 7 JGVO durch ihren Strafrahmen 
unterstreicht, nicht gerecht. Gerade die in der Bestim­
mung des § 7 JGVO enthaltene empfindliche Strafan­
drohung für die Aufsichtspflichtverletzung zeugt davon, 
wie ernst dem Staat die positive Erziehung des Jugend­
lichen ist, wie er, um die Entwicklung des jungen Men­
schen zu einem verantwortungsbewußten Mitglied der 
Gesellschaft zu gewährleisten, eine empfindliche Be­
strafung derjenigen fordert, die für eine von ihm be­
gangene Verfehlung verantwortlich sind, seine Ent­
wicklung zu einem tüchtigen Menschen hemmen. Ab­
gesehen von den Vorschriften der §§ 6, 8 JGVO hat be­
sondere Bedeutung die Bestimmung des § 7 JGVO, die 
bei einer Verfehlung eines Jugendlichen die Verant­
wortlichkeit des Elternhauses, der Erziehungspflichtigen 
sorgfältig zu prüfen vorschreibt. Steht die Verantwort­
lichkeit des Erziehungspflichtigen für die von dem 
Jugendlichen begangene strafbare Handlung fest, so ist 
er unter Hinweis auf die allgemeinen Bestimmungen 
des Strafgesetzbuches wegen der besonderen gesell­
schaftlichen Gefährlichkeit ausweislich des diese be­
sonders unterstreichenden Strafrahmens des § 7 JGVO 
mit Gefängnis bis zu 2 Jahren zu bestrafen.

Diese Gesichtspunkte bilden die Grundlage dafür, die 
Vorschrift des § 139 b StGB in einem anderen Lichte, 
mit neuem Inhalt erfüllt, zu sehen. Das erkennende Ge­
richt ist daher der Auffassung, daß die gegenwärtige 
Fassung des § 139 b Abs. 1 Satz 2 nicht mehr anwend­
bar ist, da die in diesem Rechtssatz enthaltene Subsi­
diarität, insbesondere milderen Strafgesetzen gegenüber 
(z. B. § 361 Ziff. 4, 9 StGB), der gesellschaftlichen Be­
deutung der Aufsichtspflichtverletzung nicht "gerecht 
wird. Das Gericht ist der Ansicht, daß die gegenwärtige 
Fassung des Satzes 2 der angeführten Vorschrift durch 
die Formulierung „Dies gilt nicht, soweit in sonstigen 
Vorschriften eine s c h w e r e r e  Strafe angedroht ist“, 
ersetzt werden muß.

(Mitgeteilt von Gerichtsreferendar K l e m m e r )

§ 174 Ziff. 1 StGB.
Eine aus einem einfachen Arbeitsverhältnis sich er­

gebende allgemeine Arbeitsaufsicht über Personen un­
ter 21 Jahren kann nicht als Aufsicht im Sinne des 
§ 174 Ziff. 1 StGB angesehen werden.
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A u s  d e n  G r ü n d e n :
. . .  Zu Punkt II des Urteils wird gerügt, daß die noch 

nicht 21jährige Zeugin Sch., mit der der Angeklagte 
geschlechtlich verkehrt hat, dem Angeklagten nicht zur 
Erziehung, zur Aufsicht, zur Betreuung oder zur Aus­
bildung anvertraut war. Die Strafkammer hat ange­
nommen, daß die als Aushilfsschreibkraft beschäftigte 
Zeugin dem Angeklagten als Betriebsleiter zur A u f ­
s i c h t  anvertraut war. Diese Auffassung kann vom 
Senat nicht geteilt werden. Beim Vorliegen eines ein­
fachen Arbeitsverhältnisses, nicht eines Lehr- oder 
Erziehungsverhältnisses, kann nicht angenommen wer­
den, daß die beschäftigte jugendliche Arbeitskraft dem 
Angeklagten zur Aufsicht anvertraut ist. Die Zeugin 
Sch. war nicht Lehrling, war also auch dem Angeklag­
ten nicht zur Ausbildung oder Erziehung anvertraut.

Der Angeklagte hatte dieser Zeugin gegenüber eine 
wesentlich andere Stellung als in seinem Verhältnis 
zu den Lehrlingen der von ihm geleiteten Lehrwerk­
statt. Aus jedem Arbeitsverhältnis zu jugendlichen Per­
sonen unter 21 Jahren ein Auisichts- oder Betreuungs­
verhältnis abzuleiten, führt nach Ansicht des Senats 
zu zu weitgehenden Folgerungen. Der Ansicht der Straf­
kammer zu folgen, würde bedeuten, daß in der End­
konsequenz nicht nur jeder Betriebsleiter, Abteilungs­
leiter und Meister, sondern auch jeder Vorarbeiter und 
Brigadier gegenüber mit ihnen zusammen arbeitenden 
Personen unter 21 Jahren ein über die Arbeitstätigkeit 
und Arbeitsaufsicht hinausgehendes Betreuungs- oder 
Aufsichtsverhältnis hat. Selbst unter Berücksichtigung 
der Förderung und des Schutzes unserer Jugend in der 
Deutschen Demokratischen Republik kann der Sinn 
des § 174 Ziff. 1 nicht der sein, jede sich aus einem 
Arbeitsverhältnis ergebende Arbeitsaufsicht oder Ar­
beitsanleitung als Aufsicht im Sinne des § 174 StGB 
zu betrachten. Im vorliegenden Falle waren somit die 
Voraussetzungen für die Anwendung der Ziff. 1 des 
§ 174 StGB nicht gegeben.

Die Angeklagten K. und H. schlossen sich der Zeugin L., 
die morgens um 5 Uhr e.ne Betriebsfe.er verließ, gegen ihren 
Willen auf dem Heimweg an. Sie zerrten die Zeugin in eine 
unbelebte Gasse und warfen sie dort zu Boden. Während 
der Angeklagte H. die Zeugin festhielt und ihr den Mund 
zuhielt, übte der Angeklagte B. den Be.schlaf mit der Zeugin 
aus. H. hatte die Absicht, die Zeugin anschließend an K. 
seinerseits zu gebrauchen. Bevor es dazu kam, wurden die 
Angeklagten gestört und liefen weg.

Das LG hat die Angeklagten wegen gemeinschaftlicher vol­
lendeter Notzucht unter Zubill.gung mildernder Umstände 
wegen reichlich genossenen Alkohols verurteilt.

Gegen dieses Urteil haben die Staatsanwaltschaft sowie der 
Angeklagte H. Revision eingelegt. Die Revision des Ange­
klagten H. richtet sich u. a. gegen seine Verurteilung als 
Mittäter. Hierzu hat das OLG in seiner Entscheidung folgen­
des ausgeführt:

Aus den G r ü n d e n :
. . .  Im übrigen ist die Revision des Angeklagten un­

begründet. Der Angeklagte H. hat — gemeinschaftlich 
mit K. und einem anderen — die Eva L. gewaltsam 
nach dem Kuhgang geschleppt, dort zu Boden geworfen 
und gehalten, während K. mit dieser außerehelichen 
Beischlaf ausübte. Dabei hatte H. den Willen, eben­
falls mit der L. geschlechtlich zu verkehren, wenn K. 
seinen Geschlechtsakt beendet hatte. Dazu ist es nur 
deshalb nicht mehr gekommen, weil die Täter durch 
das Hinzukommen eines Dritten gestört wurden. Dies 
stellt das LG unangefochten fest. Die Notzucht ist nach 
§ 177 Abs. 1, 1. Halbsatz StGB ein mehraktiges Ver­
brechen. Der eine Akt besteht in der Gewaltanwen­
dung, der andere in der Ausübung des außerehelichen 
Beischlafs. Zur Mittäterschaft genügt dann, daß jeder 
der Teilnehmer nur einen Akt ausführt, wenn er die 
ganze Tat als eigene will. In der ersten Alternative 
des § 177 StGB ist die Notzucht kein eigenhändiges 
Verbrechen. Der Nötigende oder Drohende und der­
jenige, der den Geschlechtsverkehr ausführt, müssen 
nicht ein und dieselbe Person sein. Mehrere Beteiligte 
können also Mittäter im Sinne von § 47 StGB sein. 
Es ist in dem Urteil des LG insoweit keine Gesetzes­
verletzung zu sehen.
A n m e r k u n g :

Die Ansicht des OLG, die Notzucht sei ein „mehr­
aktiges“ Verbrechen, bestehend aus Gewaltanwendung 
und Beischlaf, ist irrig. Die Gewaltanwendung hat 
im Rahmen des § 1 7 7  StGB Bedeutung nur durch das 
mit ihr erstrebte Ziel. Sie ist mit diesem aufs engste 
verbunden. Daher ist auch die Schlußfolgerung des 
OLG, der Täter könne die Mißbrauchte zum Beischlaf 
mit einem anderen nötigen, abzulehnen.

Übrigens ergibt sich das auch aus der zweiten Alter­
native des Mißbrauchs nach Versetzung in einen willen­
losen oder bewußtlosen Zustand, die nach dem keinen 
Zweifel lassenden Wortlaut nur vom Täter selbst ver­
wirklicht werden kann. Es ist also daran festzuhalten, 
daß, wer durch Gewalt oder Drohung einem anderen 
zum außerehelichen Geschlechtsverkehr verhilft, nur als 
Gehilfe (§ 49 StGB) bestraft werden kann.

Oberrichter am Obersten Gericht Dr. C o h n

§§ 177, 47 StGB.
Zur Frage der Mittäterschaft bei Notzucht.
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